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Der Vorsitzende, Abgeordneter Kirschner, eréffnet die Sitzung um 16:25 Uhr und stellt die
Beschlussfahigkeit des Ausschusses fest. Der Ausschuss kommt Uberein, den in der Einla-
dung ausgewiesenen TOP 4 in der nachsten Woche zu beraten. Die Tagesordnung wird in der

so geanderten Fassung gebilligt.

1. a) Bericht des Integrationsministeriums zur Entlassung der Staats-
sekretarin Samadzade

Berichtsantrag des Abgeordneten Niclas Dirbrook (SPD)
Umdruck 20/2191

b) Bericht der Landesregierung uiber das Ausscheiden der Integra-
tions- und Gleichstellungsstaatssekretarin Marjam Samadzade
aus dem Ministerium fiir Soziales, Jugend, Familie, Senioren, In-
tegration und Gleichstellung

Berichtsantrag des Abgeordneten Dr. Bernd Buchholz (FDP)
Umdruck 20/2196

Abgeordneter Dirbrook erklart zur Begrindung seines Berichtsantrags, Umdruck 20/2191,

seit Juli 2023 hatten sich die offentlich bekannt gewordenen Zeitplane zum Ausscheiden von
Frau Samadzade aus dem Amt der Staatssekretarin immer wieder geandert. Zumindest ihm

seien die Hintergriinde nicht klar.

Die Ministerin fur Soziales, Jugend, Familie, Senioren, Integration und Gleichstellung, Frau
Touré, berichtet, seit dem 4. Juli 2023 sei 6ffentlich bekannt, dass Frau Samadzade ihre Ta-
tigkeit als Staatssekretarin in ihrem Hause beenden werde. Die Entscheidung sei im Einver-
nehmen zwischen ihr und Frau Samadzade getroffen worden. Als Zeitpunkt sei zunachst die
Beendigung der Tatigkeit nach den Sommerferien benannt worden. Am 26. August sei dann
gegenlber der Presse kommuniziert worden, dass aus personalrechtlicher Sicht eine Rlick-
kehr in die Hamburger Justiz zum 1. Januar 2024 vorgesehen sei. Hintergrund sei, dass eine
freie Stelle dort erst zu diesem Datum vorhanden sei. Am 19. Oktober 2023 habe sie per Pres-
semitteilung darUber informiert, dass der Wechsel bereits zum 1. November 2023 stattfinden
werde und dass Frau Schiller-Tobies zum 1. November 2023 neue Staatssekretarin werde.
Zuvor habe sie Frau Samadzade in einem persoénlichen Gesprach darum gebeten, um ihre

Entlassung als Staatssekretarin zu bitten. Frau Samadzade sei dem nachgekommen.

Sie wolle gern dem Interesse des Ausschusses wie auch der Presse nachkommen, die néhe-

ren Umstande zu erlautern. Anlass flr das vorzeitige Ausscheiden sei, dass Frau Samadzade


http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/02100/umdruck-20-02191.pdf
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/02100/umdruck-20-02196.pdf
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/02100/umdruck-20-02191.pdf
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am 17. Oktober 2023 Uber die Social-Media-Plattform Instagram einen Post aktiv verbreitet
habe, in dem unter anderem die Regierung Israels fiir ihnr Vorgehen nach dem Terroranschlag
der Hamas scharf kritisiert und verurteilt werde. Sie wolle klarstellen: Dieser Post entspreche
nicht im Ansatz ihrer personlichen Haltung und auch nicht derjenigen der schleswig-holsteini-
schen Landesregierung. In Bezug auf die Haltung der Landesregierung verweise sie auf die
Erklarung des Ministerprasidenten gegeniber dem Landtag vom 11. Oktober 2023. Diese Po-
sition, der zufolge Deutschland und auch Schleswig-Holstein in unverbrichlicher Solidaritat,
Freundschaft und Verbundenheit an der Seite Israels stehe, habe sie auf Pressenachfrage am
24. Oktober noch einmal zum Ausdruck gebracht. Israel habe das Recht, sich selbst zu vertei-
digen, sein Existenzrecht dirfe zu keinem Zeitpunkt infrage gestellt werden. Es durfe fur Deut-
sche, insbesondere fur deutsche Politikerinnen und Politiker, keinen Zweifel an einer derartig
klaren Positionierung geben. Diese Erwartungshaltung habe sie nicht nur an sich selbst, son-
dern auch fur diejenigen Menschen, die flr sie in herausgehobenen Funktionen arbeiteten.
Frau Samadzades Instagram-Profil habe die Angabe ihrer Tatigkeit als Staatssekretarin im
schleswig-holsteinischen Sozialministerium enthalten. Es sei daher nach ihrer Auffassung da-
von auszugehen, dass Frau Samadzade sich hier 6ffentlich als Mitglied der Landesregierung
aullere. Wenn in der Debatte die Frage nach Meinungsfreiheit berihrt werde, so sei klar, dass
die Meinungsfreiheit von Privatpersonen oder auch Aktivistinnen und Aktivisten nicht einge-
schrankt sei. In der Tat seien in der Debatte vielfach derzeit kritische Positionen zum Nahost-
Konflikt zu vernehmen. Sie habe die Rolle und das Verhalten von Staatssekretarin Samadzade
bewertet und daraus die Konsequenzen gezogen, die dann zu einem friihzeitigeren Ausschei-
den als geplant gefuhrt hatten. Auch wenn sie der Auffassung sei, dass sich die Landesregie-
rung primar mit landespolitischen Fragen auseinandersetzen solle, so sei doch ihre Rolle als
Landesministerin klar in der bedingungslosen Solidaritat mit Jidinnen und Juden, die nach
dem Angriff der Hamas auch in Deutschland und Schleswig-Holstein vermehrt Angriffe erleb-
ten. Mit dem Teilen des entsprechenden Social-Media-Posts habe Frau Samadzade erneut
eine mangelnde politische Sensibilitat an den Tag gelegt, zu Details kénne sie nur im nicht

offentlichen und vertraulichen Teil der Sitzung berichten.

In ihrer Rolle als Ministerin habe sie nicht nur Verantwortung Staat und Birgern gegenuber,
sondern auch ihrem Haus und ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern gegentber. Deshalb sei
es ihr wichtig gewesen, dass das Amt der Staatssekretarin zum nachstmaoglichen Zeitpunkt
neu besetzt werde. Die derzeitigen und kommenden Herausforderungen, gerade im Bereich
Integration und Zuwanderung, forderten einen vollen Einsatz der politischen Hausspitze sowie
die notwendige politische Sensibilitat in der aktuellen gesamtgesellschaftlichen Situation. Dies

sei bisher und werde auch weiterhin inre oberste Prioritat darstellen.
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Abgesehen davon sei ihr wichtig gewesen, dass es eine einvernehmliche und pragmatische
Lésung mit Frau Samadzade gebe, dass sie in den Richterdienst zurlickkehren kénne, ohne
dass ihr Ansehen Schaden nehme. Menschen, die sich dafiir entschieden, ein Amt in der Po-
litik wahrzunehmen, taten dies mit dem Risiko, dass alles offentlich diskutiert werden konne.
Daruber sei man sich im Klaren, wenn man ein entsprechendes Amt Ubernehme, gleichzeitig
umfasse ihre Flrsorgepflicht auch Staatssekretarinnen. Aus Persoénlichkeitsrechten kénne sie
daher weitere Einzelheiten nur in einem nicht éffentlichen und vertraulichen Sitzungsteil vor-

tragen.

Nach einer kurzen Verfahrensdiskussion zwischen Vorsitzendem und Abgeordnetem

Dr. Buchholz tber die Art und Weise der Befragung beginnt die Aussprache.

Auf vier Fragen des Abgeordneten Dr. Buchholz bestatigt Ministerin Touré zunachst, dass sie
am 19. Oktober, als sie das personliche Gesprach mit Frau Samadzade geflihrt habe, Kennt-
nis des entsprechenden Instagram-Posts gehabt habe, dass sie an diesem Tage das Aus-
scheiden von Frau Samadzade fir den 1. November angekilindigt habe und dass ein Wechsel
zum 1. November beabsichtigt gewesen sei. — Abgeordneter Dr. Buchholz dufRert daraufhin,
dass die Antwort der Landesregierung auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Christopher

Vogt (Drucksache 20/1498), der zufolge die Griinde fir das Ausscheiden persdnliche Grinde

gewesen seien, inhaltlich falsch gewesen sei. — Ministerin Touré bestreitet dies. Die Kleine
Anfrage habe sich auf das Ausscheiden infolge der Entscheidung vom 4. Juli 2023 bezogen
und sei von der Landesregierung sachgemal beantwortet worden. Jetzt stellten sich jedoch
Fragen zum vorzeitigen Ausscheiden infolge der Entscheidung vom 19. Oktober. Fir die Be-

antwortung dieser Fragen stehe sie heute dem Ausschuss zur Verfugung.

Nach einer weiteren Verfahrensdiskussion schliet Abgeordneter Dr. Buchholz die Frage an,
was die Ministerin veranlasst habe, am 25. Oktober — also sechs Tage nach dem Gesprach
mit Frau Samadzade — nach seiner Wahrnehmung der Offentlichkeit das unmittelbare Nieder-
legen des Amtes mitzuteilen. — Ministerin Touré wiederholt den bereits geschilderten Ablauf
und erganzt: Am 17. Oktober 2023 habe Frau Samadzade den Post in ihrer Instagram-Story
geteilt. Am selben Abend habe sie einen Anruf der stellvertretenden Ministerprasidentin, Frau
Heinold, mit dem Hinweis auf einen problematischen Post in Frau Samadzades Instagram-
Profil erhalten. Diesen Hinweis habe Frau Heinold vom Ministerprasidenten Glnther erhalten.
Nachdem sie selbst dann den entsprechenden Instagram-Eintrag angeschaut habe, habe sie

Frau Samadzade, die sich jedoch in einem Auslandsurlaub mit erheblicher Zeitverschiebung


http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/drucks/01400/drucksache-20-01498.pdf
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befunden habe, kontaktiert und sie gebeten, den Eintrag zu I6schen, da der Inhalt nicht mit der
Position der Landesregierung Ubereinstimme. Anschlielend habe sie mit Ministerprasident
Gunther Uber den Verbleib von Frau Samadzade beraten, sie seien in diesem Gesprach zu
dem Entschluss gekommen, dass ein Verbleib im Amt nicht mdglich sei. Der Chef der Staats-
kanzlei, Minister Schrodter, und sie hatten in einem Telefonat das weitere Verfahren bezlglich
der dienstlichen Erklarung besprochen. Daraufhin habe sie mit Frau Samadzade telefonisch
ebenfalls das weitere Verfahren besprochen und sie aufgefordert, schriftlich um ihre Entlas-
sung zu bitten. Der Landesregierung sei es wichtig, dass keine Versorgungsanspriiche ent-
stinden. Am 18. Oktober habe sie gegentber ihnrem Leitungsstab und den Abteilungsleitungen
verklindet, dass Frau Samadzade frihzeitig ausscheiden werde, gleichzeitig habe sie tber die
Neubesetzung der Stelle mit Frau Schiller-Tobies berichtet. Parallel hierzu seien dienstrecht-
liche Fragen geklart worden; hierzu habe es am 18. Oktober eine Klarung zwischen Sozialmi-
nisterium und Staatskanzlei sowohl auf politischer Ebene als auch auf Arbeitsebene gegeben.
Die Zustellung der Urkunde sei aufgrund des Auslandsaufenthalts von Frau Samadzade ein
Problem gewesen, da die Urkundenzustellung persoénlich erfolgen misse oder tUber eine be-
vollméchtigte Person. Die Ubergabe habe daher erst zum 27. Oktober 2023 stattfinden kén-
nen, sodass der offizielle Wechsel zum 1. November habe vollzogen werden kénnen. Am
19. Oktober habe Frau Samadzade schriftlich per Mail um ihre Entlassung auf eigenen
Wunsch gebeten. Sie habe daraufhin Frau Samadzade schriftlich darum gebeten, die Amts-
geschafte ab sofort ruhen zu lassen. Frau Samadzade habe sich zuletzt im Sonderurlaub unter
Wegfall der Besoldung mit Wirkung vom 18. Juli 2022 fir die Dauer ihrer Tatigkeit als Staats-
sekretarin befunden. Dies bedeute, dass Frau Samadzade ab dem 1. November 2023 wieder
als Richterin tatig sein werde, da der Grund fir die Bewilligung des Sonderurlaubs entfallen
sei. Die Besoldung richte sich ab diesem Zeitpunkt wieder nach dem entsprechenden Richter-
amt, das Verfahren liege in der Zustandigkeit des Justizministeriums. Am 18. Oktober 2023
sei die Ruckkehr von Frau Samadzade ins Richterverhéltnis ans Amtsgericht Ratzeburg mit
anvisiertem Dienstantritt am 1. Januar 2024 in Hamburg sowie die Ubernahme des Restur-

laubs vereinbart worden.

Die Ausfuhrungen der Ministerin Uberzeugen Abgeordnete Dirbrook, Dr. Buchholz, Midyatli,
Dolgner und Harms nicht. — Abgeordneter Dirbrook erklart, man kdnne es vielleicht im Wort-
sinne so auslegen, wie die Ministerin es dargestellt habe, dass nicht danach gefragt wurde,
warum die Staatssekretarin nun im Oktober entlassen worden sei, jedoch habe in der Tat das
Ministerium am 20. Oktober eine Kleine Anfrage, die sehr detailliert nach einem Vorgang frage,
mit einer detaillierten Antwort bedacht, wahrend zu diesem Zeitpunkt bereits, wie die Ministerin

dargestellt habe, andere Griinde vorgelegen hatten, die jedoch in der Antwort auf die Kleine
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Anfrage nicht enthalte gewesen seien. Er wolle der Ministerin nicht vorwerfen, an dieser Stelle
gelogen zu haben, jedoch habe sie seiner Auffassung nach die Wahrheit sehr bewusst um-

schifft. Es handele sich um einen Umgang mit dem Parlament, der nicht in Ordnung sei.

— Abgeordneter Dr. Buchholz meint, es handele sich nicht nur um eine zumindest unvollstan-
dige Information des Parlaments, sondern auch um eine unvollstandige Information der Of-
fentlichkeit am 19. Oktober 2023. Die Information der Offentlichkeit laufe ab dem 19. Oktober

auf einer anderen Erkenntnisgrundlage, als sie eigentlich bereits vorgelegen habe.

— Abgeordnete Midyatli meint, offenbar seien noch mehr Hintergriinde, die fiir die Beantwor-
tung der Kleinen Anfrage relevant gewesen seien, im Ministerium bekannt gewesen. Es sei,
wenn nicht die Mdglichkeit bestanden hatte, diese Antworten 6ffentlich zu geben, doch die
Mdglichkeit bestanden, dass Ministerin Touré Abgeordneten Vogt telefonisch informiert. Auch
so ware es moglich gewesen, adaquat mit dem Parlament umzugehen. Sie miusse Abgeord-
netem Dr. Buchholz recht geben, dass das Ministerium die Frage nicht so beantwortet habe,

wie man es zu dem Zeitpunkt hatte machen kdnnen.

— Abgeordneter Dr. Dolgner stellt klar, eine Antwort auf eine Kleine Anfrage sei nicht nur eine
Antwort gegenlber dem fragenden Abgeordneten, sondern gegeniber dem ganzen Parla-

ment.

Ministerin Touré legt ihre Sichtweise auf die Beantwortung der Kleinen Anfrage des Abgeord-
neten Vogt dar. Abgeordneter Vogt habe eine Kleine Anfrage gestellt, die gestellten Anfragen
seien ganz konkret beantwortet worden, dartber hinausgehende Sachverhalte seien nicht Ge-
genstand der Kleinen Anfrage gewesen. Eine Kleine Anfrage begriinde keinen allgemeinen
Auskunftsanspruch, sondern es gehe um konkret spezifizierte Fragen, die konkret zu beant-
worten seien. Wenn Antragsteller beziehungsweise Antragstellerin der Auffassung seien, dass
die Fragen nicht ausreichend beantwortet seien, bestehe die Méglichkeit der Nachfrage. Gern
antworte sie erneut auf die vom Abgeordneten Vogt gestellten Fragen. Zu Frage eins: In Teilen
des Social-Media-Posts habe Staatssekretarin Samadzade erneut eine mangelnde politische
Sensibilitat deutlich gemacht. Zu Frage zwei: Vor der Sommerpause sei lediglich die Informa-
tion herausgegeben worden, dass die Ruckkehr in die Justiz zeitnah nach der Sommerpause
erfolgen werde. Die Griinde fur die Verschiebung auf den 1. Januar 2024 seien nach der Som-
merpause der Offentlichkeit dargestellt worden. Zu Frage drei: Ein Wechsel zur Justizbehérde

Hamburg sei aufgrund notwendiger organisatorischen Malinahmen erst zum 1. Januar 2024
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moglich. Eine freie Stelle gebe es dort erst ab diesem Zeitpunkt. Zu Frage vier: Die Stelle sei
mit Frau Schiller-Tobies zum 1. November 2023 neu besetzt worden. Es gebe wichtige Aufga-
ben gerade mit Blick auf die aktuelle Fluchtbewegung zu bewaltigen, gerade jetzt sei es wich-
tig, die Themen mit voller Kraft anzupacken. Weitere Themenfelder betrafen die Gleichstellung
(Novellierung des Gleichstellungsgesetzes) und das Voranbringen des Hochrisikomanage-
ments. Sie halte deswegen daran fest, dass eine Nachbesetzung der Stelle absolut sinnvoll
sei. — Auf eine Nachfrage der Abgeordneten Braun, ob normalerweise in Kleinen Anfragen
Fragen beantwortet wirden, die nicht gestellt worden seien, erganzt Ministerin Touré, ein sol-
ches Verfahren kenne sie nicht. Wie dargestellt habe die Kleine Anfrage sich auf das Aus-
scheiden im Juli bezogen. Selbstverstandlich erkenne sie an, dass der Ausschuss und die
Offentlichkeit ein Interesse daran hatten, zu erfahren, warum Frau Samadzade nun friihzeitig
ausscheide. Diesem Interesse komme sie durch ihre heutige Anwesenheit und ihre Erklarun-
gen gegenuber dem Ausschuss gern nach. — Abgeordnete Braun meint, es ware merkwirdig

gewesen, wenn Ministerin Touré in ihrer Antwort die Entwicklungen hatte antizipieren missen.

Auf die Frage des Abgeordneten Dr. Buchholz, ob die Offentlichkeit am 19. Oktober nicht
wahrheitsgemaR informiert worden sei, antwortet Ministerin Touré, in der Tat sei die Offent-
lichkeit an diesem Tag wahrheitsgemal} informiert worden. Auch auf Nachfragen sei so geant-
wortet worden, wie es sich in der Realitat darstelle; wie geschildert stehe sie heute dem Aus-

schuss gern fur Fragen zum weiteren Ablauf zur Verfigung.

Abgeordneter Klrschner weist auf § 37 Landesbeamtengesetz hin, dem zufolge der Minister-
prasident auf Vorschlag der Landesregierung unter anderem Staatssekretdre und Staatssek-
retérinnen jederzeit in den einstweiligen Ruhestand versetzen kénne. — Abgeordnete Raudies
halt diese Norm nicht flr einschlagig, da Frau Samadzade ja um ihre Entlassung gebeten
habe. — Ministerin Touré berichtet, Frau Samadzade habe auf ihren Wunsch hin um ihre Ent-
lassung gebeten. Wie berichtet, seien der Hintergrund versorgungsrechtliche Fragen gewe-
sen. — Abgeordneter Dr. Dolgner stimmt Abgeordneter Raudies zu: Die Norm sei hier nicht
einschlagig. Es gelte der alte Grundsatz: Natirlich dirfe eine Regierung — was hier jedoch
nicht der Fall sei — eine Staatssekretarin auch ohne Angabe von Griinden entlassen, aber
wenn die Landesregierung Griinde angebe, so mussen sie zutreffend sein. Er kdnne aus der

Antwort der Ministerin auf die Kleine Anfrage (Drucksache 20/1498) nicht sehen, dass die Fra-

gen vollumfanglich beantwortet worden seien. So seien bei der Antwort auf Frage zwei — kon-

krete Grinde fur die Erklarung am Ende der Sommerpause, dass Frau Samadzade erst zum
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31. Dezember ausscheiden werde — nicht die Grinde von Juli 2023 angegeben worden, son-
dern in der Antwort, die zudem bedauerlicherweise flr alle vier Fragen gemeinsam erfolge, sei
eben gerade nicht auf die Lage, wie sie sich nach dem Ende der Sommerpause dargestellt
habe, eingegangen worden. Sachgerecht ware eine Antwort gewesen, die zunachst die
Grinde, die sich im Oktober bereits erledigt hatten, dargestellt habe und dann die neuen
Grinde dargelegt habe. Eine vollstandige Antwort der Landesregierung auf die Kleine Anfrage
hatte seiner Auffassung nach die heutige Befassung des Ausschusses mit der Personalie er-
Ubrigt. Es gehe um eine vollstandige Information des Parlaments, die Ministerin musse nicht

alles beantworten, konne aber viel mehr beantworten, als es hier der Fall gewesen sei.

Abgeordneter Petersdotter meint, nach seinem Selbstverstandnis als Parlamentarier frage
man bei Kleinen Anfragen sehr konkret, akkurat und genau, um die Landesregierung dazu zu
bringen, die Antwort auf die Frage zu liefern, um die es inhaltlich gehe. So verstehe er auch
die entsprechende Anfrage des Kollegen Abgeordneten Vogt; aus diesen Griinden sei sowohl
in Frage eins — Anfang Juli — als auch in Frage zwei — 31. Dezember — jeweils Bezug auf
konkrete Daten genommen worden. Er nehme wahr, dass auch die Oppositionsabgeordneten
nicht in Zweifel zbgen, dass diese Fragen beantwortet worden seien. Abseits von persénlichen
Enttduschungen handele es sich um eine vollkommen legitime Art und Weise, eine Kleine
Frage zu beantworten. — Abgeordnete Nies erganzt, nach ihrer Auffassung stehe die Erkla-
rung, die Ministerin Touré heute dem Ausschuss gegeben habe, mitnichten im Widerspruch
zu der Antwort auf die Kleine Anfrage. — Ministerin Touré bestatigt dies. Auch sie habe in ihrer
friheren Tatigkeit als Parlamentarierin bei Kleinen Anfragen Nachfragen gestellt, dies sei die

gangige Vorgehenswese.

Abgeordneter Dr. Dolgner sieht nach wie vor die Antwort der Landesregierung auf die Kleine

Anfrage (Drucksache 20/1498) als nicht befriedigend an. Der von der Ministerin geschilderte

Verlauf vor Oktober 2023 sei in den Antworten nicht enthalten. Die Antwort beinhalte interes-
santerweise nicht die Angabe ,im Juli“, sondern sei diesbeziiglich ambivalent gehalten. Es sei
unbefriedigend, wenn Ministerin Touré zwar konzediere, dass die Antwort vielleicht unvollstan-

dig gewesen sei, man aber habe nachfragen kdnnen.

Abgeordneter Kiirschner meint, méglicherweise diskutiere man hier tber Stilfragen.
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Abgeordneter Dr. Buchholz bringt die Presseberichterstattung der Libecker Nachrichten vom
26. Oktober ein, in der Ministerin Touré mit dem Satz, sie habe die Staatssekretarin Samadz-
ade in einem personlichen Austausch gebeten, die Amtsgeschafte ruhen zu lassen, zitiert
werde. Angesichts der Tatsache, dass Ministerin Touré offenbar Frau Samadzade bereits am
17. Oktober aufgefordert habe, das Amt ruhen zu lassen, dann aber am 19. Oktober erklart
habe, dass sie bis zum 1. November im Amt sein werde, sei dies auf keinen Fall eine konsis-

tente Unterrichtung der Offentlichkeit.

Ministerin Touré stellt klar: Sie habe am 17. Oktober am Abend mit Frau Samadzade gespro-
chen und sie am selben Tag aufgefordert, schriftlich um ihre Entlassung zu bitten. Am 19. Ok-
tober 2023 habe sie sie schriftlich gebeten, die Amtsgeschafte ab sofort ruhen zu lassen. Es

gebe hier insofern keinen Widerspruch zu der Berichterstattung der Lubecker Nachrichten.

Abgeordneter Dr. Buchholz sieht nach wie vor einen Widerspruch. Offenbar habe Ministerin
Touré gegentber der Presse am 25. Oktober gesagt, sie habe Frau Samadzade gebeten, ihre
Amtsgeschafte ab sofort ruhen zu lassen, obwohl dieser Vorgang zu diesem Zeitpunkt bereits
funf Tage zurlickgelegen habe. Dies lasse die Interpretation zu, dass Ministerin Touré Frau
Samadzade zum einen im Amt halten wollte und anschlieRend von anderer Seite gendétigt
worden sei, ihr das Ruhen der Amtsgeschéfte aufzuerlegen. — Abgeordneter Petersdotter er-
widert, dies sei lediglich die Wahrnehmung des Abgeordneten Dr. Buchholz. Er selbst sehe es
so, dass offenbar am 19. Oktober das Gesprach zwischen Ministerin und Frau Samadzade
erfolgt sei, am 26. Oktober dann die Berichterstattung hiertiber. — Ministerin Touré bestatigt

dies.

Abgeordneter Durbrook stimmt Ministerin Touré zu: Es sei erforderlich, eine Staatssekretarin
im Amt zu haben, die vollen Einsatz zeige. Er finde es angesichts dessen sehr merkwurdig,
dass urspriinglich beabsichtigt gewesen sei, dass Staatssekretarin Samadzade bis zum Jah-
reswechsel im Amt bleibe, wo sie doch schon im Sommer den Wunsch geadullert habe, in die
Hamburger Justiz zu wechseln. In der Tat habe ja, wie Abgeordneter Kirschner zu Recht
festgestellt habe, jederzeit die Moglichkeit der Entlassung bestanden. Nun sei ein Instagram-
Post als Anlass genommen worden, um sie tatsachlich zu entlassen. Er zweifele nicht daran,
dass es so gewesen sei, es zeige aber zugespitzt, welche Probleme es momentan im Minis-

terium gebe.
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Abgeordneter Harms hat Fragen zum Versorgungsanspruch und zur Versetzung ans Amtsge-
richt Ratzeburg. — Ministerin Touré wiederholt, ihr sei eine einvernehmliche und pragmatische
Lésung mit Frau Samadzade wichtig gewesen, weil man sich im Bereich Integration in der Tat
in einer extrem herausfordernden Situation befinde. — Herr Dr. Backmann erganzt, Frau Sa-
madzade habe eine Planstelle als Richterin am Amtsgericht Ratzeburg und sei fir die Dauer
des Dienstverhaltnisses als Staatssekretarin beurlaubt gewesen. Somit sei das alte Richter-
verhaltnis nun wieder aufgelebt. Sie sei nun im Geschéaftsverteilungsplan ganz normal nach
MaRgabe des drtlichen Prasidiums eingeteilt, befinde sich jedoch zunachst bis 13. Dezember
im Erholungsurlaub. — Auf eine Frage des Abgeordneten Harms zu der Vereinbarung mit Ham-

burg Uber die Rickkehr verweist Herr Dr. Backmann auf den vertraulichen Sitzungsteil.

Abgeordneter Kirschner stellt fest, fur ihn sei kein Fehlverhalten des Ministeriums in der Be-

antwortung der Kleinen Anfrage zu erkennen.

Ministerin Touré sichert zu, dem Ausschuss den Sprechzettel zur Verfligung zu stellen (Um-
druck 20/2312)
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2. Kinder- und Jugendgewalt eindammen und Hintergriinde stéarker
beleuchten

Antrag der Fraktionen von CDU, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und
SSW
Drucksache 20/1193

Kinder- und Jugendgewalt: Ursachen beleuchten und HilfemaR-
nahmen einleiten

Alternativantrag der Fraktion der SPD
Drucksache 20/1241

(Uberwiesen am 14. Juli 2023 an den Bildungsausschuss, den Sozi-
alausschuss und den Innen- und Rechtsausschuss)

— Gesprach mit Prof. Dr. Thomas Bliesener, Direktor des Kriminologi-

schen Forschungsinstituts Niedersachsen — per Video

Herr Dr. Bliesener, Professor und Direktor des Kriminologischen Forschungsinstituts Nieder-

sachsen e. V., tragt seine Stellungnahme anhand einer Prasentation vor (Umdruck 20/2217).

Abgeordnete Braun fragt zunachst, wie sich die Aussagen Uber Schulformen auf das schles-
wig-holsteinische System von Gemeinschaftsschulen und Gymnasien Ubertragen liefen. —
Herr Dr. Bliesener berichtet, die Aussagen seien auf niedersachsische Verhaltnisse ange-
passt. Niedrige Schulformen fihrten zu einem Hauptschulabschluss oder qualifizierten Haupt-
schulabschluss, mittlere Schulformen zum Realschulabschluss oder zur Fachhochschulreife

und hohe Schulformen — hierunter fielen Gymnasien und Gemeinschaftsschulen — zum Abitur.

Abgeordneter Dr. Dolgner dankt fiir die Darstellung, die die Ergebnisse des Forschungsbe-
richts 107 des KFN aus dem Jahr 2009 bestatigten. Es sei auf jeden Fall erforderlich, lange
Zeitreihen zu betrachten; dies zeige, dass die Kriminalitdtszahlen seit mehreren Jahrzehnten

sinken.

Auf eine erste Frage des Abgeordneten Dr. Dolgner zur Mehrfachtaterschaft berichtet Herr
Dr. Bliesener, man habe den Anteil derjenigen Tater, die mehr als zehn Delikte angegeben

hatten, immer wieder betrachtet. Von 2022 zu 2019 sei hier kein Anstieg feststellbar gewesen.

In seiner zweiten Frage spricht Abgeordneter Dr. Dolgner die geschlechtsspezifischen Tater-
pravalenzen an. — Herr Dr. Bliesener berichtet, in der langfristigen Entwicklung gebe es eine

Annaherung beider Geschlechter. Dies betreffe bei Schwankungen alle Delikte, besonders
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Eigentumsdelikte, in geringerem Malle auch Gewaltdelikte. Die Grinde hierfur seien nicht be-

kannt.

SchlieBlich spricht Abgeordneter Dr. Dolgner Schulabsentismus als Risikofaktor an. Es sei
nicht Uberraschend, dass es angesichts von Fernunterricht eine erhdhte Delinquenz entwickelt
habe. — Herr Dr. Bliesener stimmt ihm zu: Absentismus sei ein bedeutsamer Marker fir eine
dauerhafte Kriminalitdtsentwicklung. Es gebe seiner Auffassung nach jedoch einen Unter-
schied, ob man kollektiv nicht an der Schule teilnehme, wie es zur Zeit der Coronapandemie

der Fall gewesen sei, oder ob man sich als einzelne Person vom Unterricht entferne.

Auf eine Frage der Abgeordneten Waldeck zu den Opfer- beziehungsweise Taterzahlen bei
sexueller Gewalt warnt Herr Dr. Bliesener vor einer Uberinterpretation. Es handele sich hier
insgesamt um eine sehr kleine Zahl. Insbesondere musse man bei sexuell konnotierten De-
likthandlungen Einflisse auf das Antwortverhalten durch Scham annehmen. — Auf eine Nach-
frage der Abgeordneten GliBmann hierzu erganzt Herr Dr. Bliesener, in der Tat sei die Be-
troffenenzahl hier sehr gering, sodass man schwierig zu belastbaren Aussagen komme, aber
es sei wohl méglicherweise so, dass sexuelle Ubergriffe zum Nachteil von Jungen noch starker

schambehaftet seien und deswegen seltener angegeben wiirden als bei Madchen.

Abgeordnete Waldeck fragt schlief3lich nach Grinden dafir, dass Jugendliche kriminell tatig
wurden. — Herr Dr. Bliesener antwortet, das KFN erhebe hierzu keine Daten, aus anderen
Untersuchungen sei jedoch bekannt, dass viele Delikte, insbesondere Korperverletzungsde-
likte bei Jugendlichen ungeplant seien, sondern aus einer Gruppendynamik heraus begangen
wilrden, haufig unter Einfluss von Alkohol. Anders sei es bei Delikten wie Schwarzfahren oder

Ladendiebstahl, bei denen eher ein rationales Kalkul vorliege.

Abgeordneter Dr. Buchholz zeigt sich Uberrascht Gber den eklatanten Rickgang in der polizei-
lichen Kriminalstatistik von 2006 bis 2016 und der damit nicht korrespondierenden &ffentlichen
Wahrnehmung. — Herr Dr. Bliesener bestatigt, dass der Riickgang der Gewaltkriminalitat bei
Kindern und Jugendlichen im genannten Zeitraum sehr viel weniger Beachtung gefunden habe
als der vorhergehende Anstieg. Ursachlich dafur seien hauptséachlich die praventiven Maf3-
nahmen in Schulen und Jugendeinrichtungen gewesen, die mit dem Ziel konzipiert worden
seien, die Normtreue zu erhéhen und die Kinder und Jugendlichen mit Kompetenzen auszu-
statten, um Streit zu schlichten oder auch Zivilcourage zu zeigen, wenn ein Ubergriff passiere.

Die Wahrnehmung sei in der Tat eine andere. Dies sei auch nicht neu, jedoch werde die Kluft
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in den letzten Jahren immer gréRer. Die mediale Darstellung verandere sich in eine Richtung,
die dazu flihre, dass der einzelne Burger beziehungsweise die einzelne Blrgerin heute sehr
viel haufiger mit Meldungen Uber Kriminalitat konfrontiert werde, insbesondere tber die Sozi-

alen Medien und die journalistische Praxis des Storytelling.

Auf eine Frage des Abgeordneten Harms erlautert Herr Dr. Bliesener, die Polizeiliche Krimi-
nalstatistik (PKS) differenziere nur nach Staatsbirgerschaft, nicht jedoch nach einem Migrati-
onshintergrund bei deutscher Staatsbirgerschaft. Anders sehe es in den KFN-Befragungen
aus, in denen auch nach der Herkunft und derjenigen der Eltern gefragt werde. Dort sei fest-
zustellen, dass Personen mit Migrationshintergrund teilweise etwas starker kriminalitatsbelas-
tet seien. Dies sei in den Daten dadurch zu erklaren, dass die entsprechenden Personen hau-
fig auch an Schulen mit einem geringeren Abschluss unterrichtet wirden, es sei also nicht
bekannt, in welchem Male hier der Migrationsstatus ursachlich sei oder aber die Schulform
dazu beitrage. In einer Studie in Schleswig-Holstein habe vor wenigen Jahren nachgewiesen
werden konnen, dass Zuwanderinnen und Zuwanderer deutlich starker belastet sind als ver-
gleichsbare Personen in der einheimischen Bevdlkerung. Dies hange zum einen damit zusam-
men, dass Zuwanderer haufiger Manner seien, aber auch wenn man dies herausrechne,
bleibe ein Unterschied. Dieser sei wiederum dadurch zu erklaren, dass junge Zuwanderer eine
Reihe von kriminalitatsférdernden Merkmalen auf sich vereinten: schlechtere Beherrschung
der deutschen Sprache, schlechterer Zugang zu Wohnraum, Ausbildung und Arbeitsplatzen,

Wohnen in problematischen Arealen, traditionell starkeres Aufhalten im 6ffentlichen Raum.

Abgeordneter Harms fragt im Zusammenhang mit dem Vorfall in Heide nach gravierenden
Einzelfallen. — Herr Dr. Bliesener flhrt aus, es gebe hier zwar einen leichten Anstieg, jedoch
seien die Zahlen auch hier so klein, dass es sich verbiete, von einem Trend zu sprechen.
Selbstverstandlich sei jeder Vorfall ein Fall zu viel und ihm misse von der Politik entsprechend

begegnet werden.

Abgeordnete Schiefer fragt, ob die VorbeugemalRnahmen in Kita und Schule ausreichend
seien. — Herr Dr. Bliesener antwortet, es gebe sowohl in Kita als auch in Grundschulen einige
sehr effektive Programme zur Férderung des Sozialverhaltens, der Sozialkompetenz zum Aus-
tragen von Konflikten oder zur Deeskalation von Streitigkeiten. Diese Programme wirkten
umso besser, je intensiver sie seien und umso mehr sie sowohl in die schulische Struktur

integriert seien als auch die Eltern eingebunden wirden.
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Auf eine weitere Frage der Abgeordneten Schiefer zu Verhaltensauffalligkeiten unterhalb der
Schwelle physischer Gewalt meint Herr Dr. Bliesener dies falle nicht in den Kernbereich seiner
Fachkompetenz. Ihm sei aber bekannt, dass tatsachlich von Stérungen des Sozialverhaltens,
insbesondere von massiven Angsten, bei Kindern und Schiilerinnen und Schiilern berichtet
werde. Dies hange sicherlich auch mit Ereignisse wie dem russischen Angriffskrieg auf die
Ukraine oder dem palastinensischen Terrorangriff auf Israel zusammen. Es sei wichtig, Schu-
len, aber auch Eltern in die Lage zu versetzen, diese Themen mit den Kindern angemessen

Zu besprechen.

Auf mehrere Fragen der Abgeordneten GliBmann berichtet Herr Dr. Bliesener, es gebe keine
geschlechtsspezifischen Unterschiede im Anzeigeverhalten. Corona sei flir die Kriminalitats-
entwicklung sicherlich ein Problem gewesen, nicht jedoch die Digitalisierung. Ein Problem in
diesem Zusammenhang sei allenfalls die starkere Heranfiihrung an digitale Endgerate gewe-
sen in Verbindung mit Veranderungen der Medienlandschaft, insbesondere bei Social Media.
Aufnahmen von Graueltaten seien im Internet leicht auffindbar und wirden unter einigen, vor
allem mannlichen Jugendlichen, ausgetauscht mit dem Ziel, sie als Mutprobe anzusehen. Es
sei bekannt, dass dadurch eine Gewdhnung an derartige Bilder stattfinde, dies kénne auch die
Hemmschwelle, eine Handlung in dieser Weise fortzusetzen, reduzieren. — Auf eine Rlckfrage
der Abgeordneten Waldeck hierzu schrankt Herr Dr. Bliesener ein, die Datenlage hierzu sei
nicht ganz eindeutig. International gebe es aber vereinzelte Falle, dass Minderjahrige angege-
ben hatten, jemanden schwer verletzt oder getdtet zu haben, um einmal selbst als Tater zu
erleben, was sie vorher betrachtet hatten. Es handele sich weltweit allerdings nur um zwei

oder drei Falle, davon seines Wissens keiner in Deutschland.

Abgeordnete GliRmann fragt zu Haufigkeitszahlen. Herr Dr. Bliesener erklart, leider enthalte
die PKS fir Nichtdeutsche keine Haufigkeitszahl, da nicht bekannt sei, wie viele nicht deutsche
Menschen sich in Deutschland aufhielten. Daher habe er den entsprechenden Vergleich nicht

in seine Prasentation aufgenommen.

Abgeordneter Harms fragt nun nach Best-Practice-Beispielen fur erfolgreiche MaRnahmen,
um Jugendkriminalitat zu verhindern. — Herr Dr. Bliesener berichtet, es gebe tatsachlich Pro-
gramme, die theoretisch gut begrindet seien, auch wenn es mitunter schwierig sei, einen di-
rekten Effekt auf Rlckfallzahlen nachzuweisen. Zu nennen sei beispielsweise das Programm
.Kurve kriegen®, das Absentismus reduzieren kénne. Auf jeden Fall sei vor solchen Mal3nah-

men zu warnen, die nachweisbar eine schadigende Wirkung entfalteten, wie beispielsweise

16



Schleswig-Holsteinischer Landtag — 20. Wahlperiode
Innen- und Rechtsausschuss 36. Sitzung am 1. November 2023

ein Gefangenenbesuchsprogramm, in dem straffallige Jugendliche in ein Gefangnis gebracht
wirden, um sie mit Inhaftieren als abschreckendes Beispiel zusammenzubringen. Leider seien
hier haufig so charismatische Gefangene ausgesucht worden, dass der gegenteilige Effekt

eingetreten sei.

Abgeordneter Kirschner fragt nach zum Einbruch der Zahlen zur Zeit der Coronapandemie
und einem nun eintretenden Uberschiellenden Effekt. — Herr Dr. Bliesener meint, es handele
sich wohl in der Tat um eine Art Nachholeffekt bei bestimmten Delikten wie Drogenkonsum,

Ladendiebstahl oder Schwarzfahren. Dies seien jedoch nur Erklarungsmodelle.

Der Vorsitzende und Abgeordneter Dr. Dolgner danken Herrn Dr. Bliesener fir seinen Vortrag

und die Befragung.
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3. Erster Integrations- und Zuwanderungsbericht 2022 zur Umset-
zung des Gesetzes zur Integration und Teilhabe vom 23. Juni
2021

Bericht der Landesregierung
Drucksache 20/1452

(Uberwiesen am 12. Oktober 2023 an den Innen- und Rechtsaus-
schuss, den Bildungsausschuss, den Wirtschafts- und Digitalisie-
rungsausschuss und den Sozialausschuss)

Nach kurzer Verfahrensdebatte kommt der Ausschuss Uberein, die Befassung in den mitbera-

tenden Ausschissen abzuwarten.
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4, Schutzliicken schlieBen — Frauen besser vor Gewalt schiitzen

Antrag der Fraktionen von SPD und FDP
Drucksache 20/1453 (neu)

(Uberwiesen am 13. Oktober 2023)

Der Tagesordnungspunkt wird abgesetzt. Der Ausschuss bittet das Innenministerium, den an-

gekindigten Verfahrensvorschlag nach Moéglichkeit vorab schriftlich zur Verfligung zu stellen.
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5. Information/Kenntnisnahme

Unterrichtung 20/104 — Bundesratsinitiative zu planungsrechtlichen Sonderregelun-
gen zur Schaffung von Unterklinften fur Fllichtlinge oder Asylbegehrende
Unterrichtung 20/106 — Einbringung Bundesrat ,Deutschland steht fest an der Seite
Israels®

Unterrichtung 20/107 — Bundesratsinitiative zur Anderung des Strafgesetzbuches
(Verbot volksverhetzender Inhalte und verfassungswidriger Kennzeichen im Zusam-
menhang mit der Dienstausiibung)

Der Ausschuss nimmt die genannten Vorlagen zur Kenntnis.
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6. Verschiedenes

Der Vorsitzende weist daraufhin, dass das Sozialministerium eine Vorstellung der neuen In-
tegrationsstaatssekretarin, Frau Silke Schiller-Tobies, in der kommenden Sitzung (8. Novem-

ber) angeboten habe; er habe dieses Angebot angenommen.

Der Vorsitzende, Abgeordneter Kirschner, schlief3t die Sitzung um 19:00 Uhr.

gez. Jan Kirschner gez. Dr. Sebastian Galka
Vorsitzender Geschafts- und Protokollfihrer

21



	1. a) Bericht des Integrationsministeriums zur Entlassung der Staatssekretärin Samadzade 
	Berichtsantrag des Abgeordneten Niclas Dürbrook (SPD) 
	Umdruck 20/2191 


	 b) Bericht der Landesregierung über das Ausscheiden der Integrations- und Gleichstellungsstaatssekretärin Marjam Samadzade aus dem Ministerium für Soziales, Jugend, Familie, Senioren, Integration und Gleichstellung 
	Berichtsantrag des Abgeordneten Dr. Bernd Buchholz (FDP) 
	Umdruck 20/2196 


	2. Kinder- und Jugendgewalt eindämmen und Hintergründe stärker beleuchten 
	Antrag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SSW 
	Drucksache 20/1193 


	 Kinder- und Jugendgewalt: Ursachen beleuchten und Hilfemaßnahmen einleiten 
	Alternativantrag der Fraktion der SPD 
	Drucksache 20/1241 


	3. Erster Integrations- und Zuwanderungsbericht 2022 zur Umsetzung des Gesetzes zur Integration und Teilhabe vom 23. Juni 2021 
	Bericht der Landesregierung 
	Drucksache 20/1452 


	4. Schutzlücken schließen – Frauen besser vor Gewalt schützen 
	Antrag der Fraktionen von SPD und FDP 
	Drucksache 20/1453 (neu) 


	5. Information/Kenntnisnahme 
	6. Verschiedenes 

